Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1460 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 7. Dezember 1959 

7 — 35203 — 4591/59H 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Bundeszuschüsse zu den 
Rentenversicherungen der Arbeiter und der 
Angestellten aus Anlaß der wirtschaftlichen 
Eingliederung des Saarlandes in die Bundes- 
republik sowie zur Einführung der Vorschrif- 
ten über die Gemeinlast und weiterer sozial- 
versicherungsrechtlicher Vorschriften im 
Saarland (Gesetz über Bundeszuschüsse und 
Gemeinlast) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 212. Sitzung am 4. Dezember 1959 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der 
Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 3551 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Bundeszuschüsse zu den Rentenversicherun- 
gen der Arbeiter und der Angestellten aus Anlaß der wirtschaft- 
lichen Eingliederung des Saarlandes in die Bundesrepublik 
sowie zur Einführung der Vorschriften über die Gemeinlast 
und weiterer sozialversicherungsrechtlicher Vorschriften im 
Saarland (Gesetz über Bundeszuschüsse und Gemeinlast) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

1. § 1389 Abs. 2 Satz 1 der Reichsversicherungsord- 
nung erhält folgende Fassung: 

„Der Zuschuß des Bundes wird für das Kalender- 
jahr 1960 auf 3 283 600 000 Deutsche Mark fest- 
gesetzt." 

2. Artikel 2 § 36 Abs. 3 des Arbeiterrentenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes vom 23. Februar 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 45) erhält folgende 
Fassung: 

„(3) Von den Aufwendungen für den Sonder- 
zuschuß erstattet der Bund den Trägern der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter im Jahre 1960 den 
Betrag von 195 360 000 Deutsche Mark und in 
den folgenden elf Jahren einen Betrag, der je- 
weils um 16 280 000 Deutsche Mark geringer ist 
als im Vorjahr." 


Artikel 2 

1. § 116 Abs. 2 Satz 1 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes erhält folgende Fassung: 

„Der Zuschuß des Bundes wird für das Kalender- 
jahr 1960 auf 818 300 000 Deutsche Mark fest- 
gesetzt." 

2. Artikel 2 § 35 Abs. 3 des Angestelltenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes vom 23. Februar 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 88), zuletzt geändert 
durch das Dritte Gesetz zur Änderung des Ange- 
stelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes vom 
25. März 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 161), erhält 
folgende Fassung: 

„(3) Von den Aufwendungen für den Sonder- 
zuschuß erstattet der Bund der Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte im Jahre 1960 den 
Betrag von 65 096 000 Deutsche Mark und in 
den folgenden elf Jahren einen Betrag, der je- 


weils um 5 383 000 Deutsche Mark geringer ist 
als im Vorjahr." 

3. Bis zur Eingliederung der Landesversicherungs- 
anstalt für das Saarland — Abteilung Angestell- 
tenversicherung — in die Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte sind die Zuschüsse des 
Bundes nach § 1 16 des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes und Artikel 2 § 35 Abs. 3 des Angestell- 
tenversicherungs-Neuregelungsgesetzes vom Bun- 
desversicherungsamt unter den genannten Ver- 
sicherungsträgern in dem Verhältnis aufzuteilen, 
in dem im Jahre 1959 die entsprechenden Zu- 
schüsse des Saarlandes zu den entsprechenden Zu- 
schüssen des Bundes gestanden haben. Für die 
Umrechnung der Zuschüsse des Saarlandes von 
Franken auf Deutsche Mark gilt § 5 Abs. 1 Satz 1 
der Dritten Verordnung über die Erhöhung der 
Unterhaltsansprüche und sonstigen Beträge in 
gerichtlichen Angelegenheiten vom 7. März 1951 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 441) entsprechend. 


Artikel 3 

1. Die §§ 1390 bis 1393, 1395 der Reichsversiche- 
rungsordnung gelten im Saarland. 

2. § 6 Abs. 7 und 8 des Gesetzes über Zulagen und 
Mindestleistungen in der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung und zur Überleitung des Unfallver- 
sicherungsrechts im Lande Berlin vom 29. April 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 253), zuletzt geändert 
durch das Zweite Gesetz zur Änderung von Vor- 
schriften der Kindergeldgesetze vom 16. März 
1959 (Bundesgesetzbl. I S. 153), gilt im Saarland. 

3. Der nach Artikel 2 Nr. 12 Abs. 2 des Gesetzes 
Nr. 635 zur Einführung des Reichsknappschafts- 
gesetzes und des Knappschaftsrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes im Saarland vom 
18. Juni 1958 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1099) 
zu zahlende Knappschaftssold beträgt vom 
1. August 1959 an sechzig Deutsche Mark monat- 
lich. 

4. § 10 des Auswirkungsgesetzes vom 26. März 
1959 (Bundesgesetzbl. I S. 200) erhält folgenden 
Absatz 3: 
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„(3) Soweit bis zur Verkündung dieses Geset- 
zes abweichend von § 7 verfahren wurde, behält 
es dabei sein Bewenden." 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar I960, Artikel 3 
Nr. 2 am 6. Juli 1959 und Artikel 3 Nr. 3 am 
1. August 1959 in Kraft. Am 1. Januar 1960 tritt 
Artikel 2 § 10 des Gesetzes Nr. 591 zur Einführung 
des Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungsge- 
setzes im Saarland vom 13. Juli 1957 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 779) außer Kraft. 


Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Auf dem Gebiet der Rentenversicherung der Arbei- 
ter und der Angestellten ist die Angleichung des 
Saarrechts an das im übrigen Bundesgebiet geltende 
Recht durch die Gesetze Nr. 590 und 591 zur Ein- 
führung des Arbeiterrentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes (ArVNG) und des Angestelltenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes (AnVNG) im Saar- 
land vom 13. Juli 1957 (Amtsbl. des Saarlandes 
S. 779, 789) vorgenommen worden. In den genann- 
ten Gesetzen ist aber entsprechend der damaligen 
Sach- und Rechtslage bestimmt, daß im Saarland die 
Vorschriften über die Bundeszuschüsse (§§ 1389 

RVO, 116 AVG, Artikel 2 § 36 Abs. 3 ArVNG, Ar- 
tikel 2 § 35 Abs. 3 AnVNG) mit abgewandeltem 
Inhalt und die Vorschriften über die Gemeinlast 
sowie die Haftung für Postvorschüsse (§§ 1390 bis 
1393, 1395 RVO) nicht gelten (Artikel 2 §§ 9, 14 
des Gesetzes Nr. 590 und Artikel 2 §§ 9, 10, 13 des 
Gesetzes Nr. 591). Die Voraussetzungen für diese 
Besonderheiten sind in der Zwischenzeit weggefal- 
len. Der vorgelegte Gesetzentwurf bezweckt daher, 
das Saarrecht auch insoweit an das im übrigen Bun- 
desgebiet geltende Recht anzugleichen; er sieht 
darüber hinaus weitere Rechtsangleichungen auf 
dem Gebiet der Unfallversicherung und der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung vor. 

Die Vorschriften der Rentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetze über die Bundeszuschüsse zu den Aus- 
gaben der Rentenversicherung der Arbeiter und der 
Angestellten sind in den Gesetzen Nr. 590 und 591 
für das Saarland dahin abgewandelt worden, daß 
die Zuschüsse bis zum Ende der Übergangszeit nach 
Artikel 3 des Saarvertrages vom 27. Oktober 1956 
(BGBl. II S. 1587) — 5. Juli 1959 - — - vom Saarland 
getragen werden; die für das Saarland zu leisten- 
den Zuschüsse sind bei der Festsetzung der Höhe 
der Bundeszuschüsse (vgl. §§ 1389 RVO, 116 AVG, 
Artikel 2 § 36 Abs. 3 ArVNG, Artikel 2 § 35 Abs. 3 
AnVNG) nicht berücksichtigt und für das Saarland 
in den Gesetzen Nr. 590 und 591 gesondert festge- 
setzt worden (vgl. Artikel 2 §§ 9, 14 des Gesetzes 
Nr. 590 und Artikel 2 §§ 9, 13 des Gesetzes Nr. 591). 
Diese Sonderregelung ist durch § 5 Abs. 2 des Ge- 
setzes zur Überleitung von Lasten und Deckungs- 
mitteln vom Saarland auf den Bund vom 30. Juni 
1959 (BGBl. I S. 335) bis zum 31. Dezember 1959 
verlängert worden. Vom 1. Januar 1960 an hat der 


Bund die Zuschüsse zu den Ausgaben der Renten- 
versicherung der Arbeiter und der Angestellten im 
Saarland zu tragen. Es ist daher erforderlich, die 
Höhe der Bundeszuschüsse von diesem Zeitpunkt 
an neu festzusetzen; dies geschieht in dem vorge- 
legten Gesetzentwurf dadurch, daß die nach den 
Gesetzen Nr. 590 und 591 vom Saarland zu leisten- 
den Zuschüsse zu den nach den Rentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzen vom Bund zu leisten- 
den Zuschüssen hinzugerechnet werden. Die in dem 
Entwurf eines Gesetzes über die Rentenversiche- 
rung der Handwerker — Drucksache 993 — vorge- 
sehene Änderung, wonach von der Rentenversiche- 
rung der Angestellten ein Teil des Bundeszuschusses 
auf die Rentenversicherung der Arbeiter verlagert 
werden soll, ist hierbei nicht berücksichtigt; inso- 
weit muß das weitere Gesetzgebungsverfahren ab- 
gewartet werden. 

Dem Bund entstehen durch die Ausführung der Ar- 
tikel 1 und 2 dieses Gesetzes im Kalenderjahr 1960 
Mehrkosten in Höhe von 66 109 Mio DM; dieser 
Betrag ändert sich in den folgenden Kalenderjahren 
entsprechend der Änderung der allgemeinen Bemes- 
sungsgrundlage (§§ 1389 RVO, 116 AVG) und der 
in Artikel 2 § 36 Abs. 3 ArVNG, Artikel 2 § 35 
Abs. 3 AnVNG bestimmten Änderungen. Durch die 
Ausführung des Artikels 3 Nr. 3 dieses Gesetzes 
entstehen dem Bund Mehrkosten in Höhe von rund 
200 000 DM jährlich. 


B. Besonderer Teil 

Artikel 1 
Zu Nr. 1 

In § 1389 RVO ist bestimmt, daß der Bundeszuschuß 
für das Kalenderjahr 1957 2728 Mio DM beträgt 
und sich in den folgenden Jahren entsprechend 
einer Änderung der allgemeinen Bemessungsgrund- 
lage verändert. Die allgemeine Bemessungsgrund- 
lage für die Rentenversicherung der Arbeiter - — 
und der Angestellten — beträgt 4281 DM für 1957, 
4542 DM für 1958 und 4812 DM für 1959. Unter Be- 
rücksichtigung der vom Statistischen Bundesamt er- 
rechneten Meßziffer über die Veränderung der 
Durchschnittsentgelte von 1957 auf 1958 ist für 1960 
die allgemeine Bemessungsgrundlage mit 5072 DM 
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ermittelt worden. Danach erhöht sich der für 1957 
festgesetzte Bundeszuschuß von 2728 Mio DM für 
das Kalenderjahr 1960 auf 


2 728 000 000 • 5072 
” " _ 4281 


3 232 052 324 DM. 


Der Zuschuß des Saarlandes wurde nach § 1389 RVO 
in der für das Saarland geltenden Fassung auf 
4350 Mio Franken für das Kalenderjahr 1958 fest- 
gesetzt. Dieser Frankenbetrag ergab sich aus der 
Umrechnung des ermittelten Betrages von 43,5 Mio 
DM im Verhältnis 1 DM : 100 Franken (vgl. Aus- 
arbeitung BMA — GS — 680 — 960/57 — vom 
12. Juli 1957 — Finanzielle Auswirkungen der Ren- 
tenreform im Saarland — BAB1. Nr. 20/57 S. 670). 
Wird der Betrag von 43,5 Mio DM entsprechend der 
erwähnten Veränderung der allgemeinen Bemes- 
sungsgrundlage von 1958 auf 1960 fortgeschrieben, 
so ergeben sich für 1960 als Zuschuß des Saarlandes 


43 500 000 • 5072 
4542 


48 575 958 DM. 


Somit wäre der Zuschuß des Bundes einschließlich 
des auf das Saarland entfallenden Anteils für das 
Kalenderjahr 1960 auf 

3 232 052 324 DM 
+ 48 575 958 DM 

3 280 628 282 DM abgerundet 3 280,7 Mio DM 
festzusetzen. 


Aus der bereits zitierten Ausarbeitung des BMA 
vom 12. Juli 1957 — GS - 680 - 960/57 — über 
die finanziellen Auswirkungen der Rentenreform 
im Saarland, die der Festsetzung ^es Landeszu- 
schusses als Grundlage diente, ergibt sich jedoch, 
daß der für das Saarland festgesetzte Zuschuß für 
1958 von 4350 Mio Franken oder 43,5 Mio DM auf 
der Grundlage der allgemeinen Bemessungsgrund- 
lage für das Kalenderjahr 1957 ermittelt worden ist. 
Die Veränderung dieser Bezugsgröße von 1957 auf 
1958 konnte s. Z. deshalb nicht berücksichtigt wer- 
den, weil im Zeitpunkt der Festsetzung des Zu- 
schusses die allgemeine Bemessungsgrundlage für 
1958 noch nicht ermittelt und daher auch die end- 
gültige Veränderungsquote noch nicht bekannt war. 
Die vorläufige Veränderungsquote sollte aus syste- 
matischen Gründen bei der Festsetzung des Zu- 
schusses unberücksichtigt bleiben. Dieser Mangel 
wird jetzt bei der Neufestsetzung des Bundeszu- 
schusses beseitigt. Es wird bei der Ermittlung des 
auf das Saarland entfallenden Anteils ebenfalls die 
Veränderung der allgemeinen Bemessungsgrund- 
lage von 1957 auf 1960 berücksichtigt. Danach wird 
der vom Bund zusätzlich zu übernehmende Zuschuß 


43 500 000 • 5072 
4281 


- 51 537 491 DM 


betragen und der Bundeszuschuß für das Kalender- 
jahr 1960 mit 

3 232 052 324 DM 
+ 51 537 491 DM 

3 283 589 815 DM abgerundet 3 283,6 Mio DM 

— — : ‘ta 

festgesetzt. 


Zu Nr. 2 

Nach Artikel 2 § 36 Abs. 3 ArVNG hätte der Bund 
von den Aufwendungen für den Sonderzuschuß im 
Jahre 1960 240 Mio DM - 3 X 16 Mio DM = 192 Mio 
DM zu erstatten. Das Saarland würde nach der ge- 
nannten Vorschrift in der für das Saarland maßge- 
benden Fassung im Jahre 1960 420 Mio Franken 
— 3 X 28 Mio Franken = 336 Mio Franken als Zu- 
schuß zu den Aufwendungen für den Sonderzuschuß 
zu erstatten haben. Dieser Frankenbetrag entspricht 
bei einer Währungsrelation von 100 Franken : 1 DM 
einem Betrag von 3,360 Mio DM. Nach Übernahme 
des saarländischen Anteils erhöht sich somit der Bun- 
deszuschuß für das Kalenderjahr i960 von 192 Mio 
DM auf 195,360 Mio DM. In den folgenden Jahren 
hat der Bund von den Aufwendungen für den Son- 
derzuschuß einen Betrag zu erstatten, der jeweils 
um 16,280 Mio DM geringer ist als im Vorjahr. 


Artikel 2 


Zu Nr. 1 


Der nach § 116 AVG festgesetzte Zuschuß des Bun- 
des für das Kalenderjahr 1957 von 682 Mio DM 
erhöht sich unter Berücksichtigung der Veränderung 
der allgemeinen Bemessungsgrundlage von 1957 
auf 1960 auf 


682 000 000 • 5072 
4281 


= 808 013 081 DM. 


Dazu kommt der bisher vom Saarland getragene 
Zuschuß, der für 1957 mit 862,250 Mio Franken oder 
8 622 500 DM festgesetzt ist und sich bis zum Jahre 
1960 verändert auf 


8 622 500 ■ 5072 
4281 


10 215 679 DM. 


Der Bundeszuschuß für das Kalenderjahr 1960 ist 
demnach festzusetzen auf 

808 013 081 DM 
+ 10 215 679 DM 

818 228 760 DM abgerundet 818,3 Mio DM. 


Zu Nr. 2 

Nach Artikel 2 § 35 Abs. 3 AnVNG würde der Bund 
von den Aufwendungen für den Sonderzuschuß im 
Jahre 1960 einen Betrag von 80 Mio DM — 3X5,3 
Mio DM = 64,1 Mio DM zu erstatten haben. Der 
saarländische Anteil an den Aufwendungen für den 
Sonderzuschuß beläuft sich im Jahre 1960 in DM 
umgerechnet auf 1,245 Mio DM — 3X83 000 DM 
= 996 000 DM. Einschließlich dieses Anteils hat dem- 
nach der Bund im Jahre 1960 von den Aufwendun- 
gen für den Sonderzuschuß dem Träger der Renten- 
versicherung der Angestellten 64 100 000 + 996 000 
= 65 096 000 DM zu erstatten. Für die folgenden 
Jahre ergibt sich ein Erstattungsbetrag, der jeweils 
um 5,383 Mio DM geringer ist als im Vorjahr. 
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Zu Nr. 3 

Die Rentenversicherung der Angestellten wird im 
Bundesgebiet außerhalb des Saarlandes von der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte und im 
Saarland von der Landesversicherungsanstalt für 
das Saarland — Abteilung Angestelltenversiche- 
rung — durchgeführt. Die Eingliederung der Lan- 
desversicherungsanstalt für das Saarland — Abtei- 
lung Angestelltenversicherung — in die Bundesver- 
sicherungsanstalt für Angestellte erfolgt durch das 
Gesetz zur Neuordnung der Sozialversicherungsträ- 
ger im Saarland, das im Entwurf bereits vorliegt. 
Bis zu diesem Zeitpunkt müssen die Bundeszu- 
schüsse nach § 116 AVG und Artikel 2 § 35 Abs. 3 
AnVNG unter den genannten Versicherungsträgern 
in dem Verhältnis auf geteilt werden, in dem im 
Jahre 1959 die entsprechenden Zuschüsse des Saar- 
landes zu den entsprechenden Zuschüssen des Bun- 
des gestanden haben; durch dieses Aufteilungsver- 
hältnis wird gewährleistet, daß für die in Frage 
kommende Übergangszeit die Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte und die Landesversicherungs- 
anstalt für das Saarland die ihnen nach bisherigem 
Recht zustehenden Zuschüsse erhalten. 


Artikel 3 
Zu Nr. 1 

Nach dem Gesetz Nr. 591 zur Einführung des Ar- 
beiterrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes im 
Saarland vom 13. Juni 1957 (Amtsbl. des Saarlandes 
S. 779) gilt das ArVNG unverändert auch im Saar- 
land, soweit in dem Gesetz Nr. 591 nicht Besonder- 
heiten aufgeführt sind. Zu diesen Besonderheiten 
gehört die Vorschrift des Artikels 2 § 10 des Ge- 
setzes Nr. 591, wonach die Bestimmungen über die 
Gemeinlast und die Haftung für Postvorschüsse des 
ArVNG (Artikel 1 §§ 1390 bis 1393, 1395) im Saar- 
land nicht anzuwenden sind. Die Voraussetzungen 
für eine solche Sonderregelung sind in der Zwi- 
schenzeit weggefallen; durch Artikel 3 Nr. 1 werden 
daher die Vorschriften über die Gemeinlast und die 
Haftung für Postvorschüsse im Saarland eingeführt. 

Zu Nr. 2 

§ 6 Abs. 7 und 8 des Unfallzulagengesetzes paßt die 
Kinderzulage in der Unfallversicherung dem Kin- 
dergeld nach dem Kindergeldrecht an. Das Kinder- 
geldrecht ist mit Wirkung vom 6. Juli 1959 im 
Saarland eingeführt worden (§ 1 des Gesetzes zur 
Einführung des Bundesrechts auf dem Gebiet der 
Arbeitsbedingungen und des Familienlastenaus- 
gleichs im Saarland vom 30. Juni 1959 — BGBL I 
S. 361); durch Artikel 3 Nr. 2 des Gesetzentwurfs 
wird daher auch § 6 Abs. 7 und 8 des Unfallzulagen- 
gesetzes im Saarland eingeführt. 

Zu Nr. 3 

Der bis zum 31. Dezember 1956 gezahlte Knapp- 
schaftssold ist im Saarland — ähnlich wie im übri- 
gen Bundesgebiet — nach diesem Zeitpunkt weiter- 
zuzahlen. Er betrug dort bis zum Juli 1959 5000 


Franken monatlich (§ 41 des Saarknappschaftsgeset- 
zes vom 11. Juli 1951 — Amtsbl. des Saarlandes 
S. 1099, 1379); dazu kam eine Übergangszulage von 
20 v. H. (§ 1 des Gesetzes Nr. 605 über die Gewäh- 
rung einer Übergangszulage zu Leistungen aus der 
Sozialversicherung, der Kriegsopferversorgung und 
zu anderen sozialen Leistungen vom 22. November 
1957 i. d. F. des Änderungsgesetzes Nr. 627 vom 
9. Mai 1958, Amtsbl. des Saarlandes S. 667), so daß 
die Höhe des Knappschaftssoldes im Saarland bis 
zum Juli 1959 im wesentlichen der Höhe des Knapp- 
schaftssoldes im übrigen Bundesgebiet — 60 Deut- 
sche Mark monatlich (Verordnungen vom 4. Okto- 
ber 1942 — RGBl. I S. 569, und vom 22. Februar 
1943, RGBl. I S. 109) — entsprach. Durch den Weg- 
fall der Übergangszulage und die gesetzlich vor- 
geschriebene Anwendung des Umrechnungskurses 
von 100 Franken m 0,8507 Deutsche Mark nach der 
wirtschaftlichen Eingliederung des Saarlandes in die 
Bundesrepublik (§ 1 des Gesetzes Nr. 605, § 2 der 
Verordnung zur Einführung der Deutschen Mark im 
Saarland vom 29. Juni 1959 — BGBL I S. 402 — , 
§§ 1, 2 der Verordnung über die Umstellung von 
Schuldverhältnissen und dinglichen Rechten im 
Saarland vom 26. Juni 1959 — BGBL I S. 403) ver- 
minderte sich der Knappschaftssold im Saarland 
vom 1. August 1959 an auf rund 43 DM monatlich. 
Artikel 3 Nr. 3 des Gesetzentwurfs erhöht von die- 
sem Zeitpunkt an den Knappschaftssold im Saar- 
land auf 60 DM monatlich und gleicht ihn damit 
dem im übrigen Bundesgebiet gezahlten Knapp- 
schaftssold wieder an. 

Zu Nr. 4 

Das Auswirkungsgesetz vom 26. März 1959 (BGBL I 
S. 200) regelt die gegenseitige Auswirkung des im 
Saarland und im übrigen Bundesgebiet geltenden — 
teilweise unterschiedlichen — Rechts auf den Ge- 
bieten der gesetzlichen Rentenversicherungen und 
der Krankenversicherung der Rentner bei Übersied- 
lung eines Versicherten oder eines Rentners aus 
dem Saarland in das übrige Bundesgebiet oder um- 
gekehrt. Sein § 7 bestimmt, daß eine gegenseitige 
Erstattung der Leistungen zwischen den Trägern der 
gesetzlichen Rentenversicherungen im Saarland und 
im übrigen Bundesgebiet nicht stattfindet. Aus dem 
Sinn dieser Vorschrift — die der Verwaltungsver- 
einfachung dient — und ihrer Entstehungsgeschichte 
ergibt sich, daß Erstattungen, die in der Zeit zwi- 
schen dem Inkrafttreten des Gesetzes — 1. Januar 
1957 — und seiner Verkündung — 4. April 1959 — 
bereits durchgeführt worden sind, nicht mehr rück- 
gängig gemacht werden sollen. Da hierüber Zweifel 
aufgetreten sind, ist eine Klarstellung im Gesetz 
erforderlich. 

Zu Artikel 4 

Diese Vorschrift enthält die Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 5 

Satz 1 dieser Vorschrift regelt das Inkrafttreten des 
Gesetzes; da die Zuschüsse zu den Rentenversiche- 
rungen der Arbeiter und der Angestellten vom 
1. Januar 1960 an vom Bund zu leisten sind, muß 
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das Gesetz am 1. Januar 1960 in Kraft treten. Dies ! kel 3 Nr. 3 zu dem Zeitpunkt, von dem an im Saar- 
kann jedoch nicht für Artikel 3 Nr. 2 und 3 gelten; j land der Knappschaftssold zu erhöhen ist. 

Artikel 3 Nr. 2 muß im Saarland zu dem Zeitpunkt 

in Kraft treten, zu dem dort das Kindergeldrecht Satz 2 dient der Klarstellung; auf die Begründung 
eingeführt worden ist — 6. Juli 1959 — und Arti- zu Artikel 3 Nr. 1 wird verwiesen. 
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